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Wieder kein Geld 
für den Bremecker 

Hammer - 
kommt bald der 
Abrissbagger?

Jupp Filippek, DIE LINKE

DIE LINKE Fraktion im Rat der Stadt Lüden-
scheid setzt sich als einzige Partei seit Jah-
ren für den Erhalt, Sanierung und Neube-

trieb des Industriedenkmals Bremecker Hammer 
ein. Die Kosten dafür werden von der Verwaltung 
auf insgesamt 4,1 Millionen geschätzt. Der Bre-
mecker Hammer ist ein Kulturdenkmal und unter 
Denkmalschutz gestellt. Die Stadt Lüdenscheid 
als Besitzer der Immobilie ist von daher gesetz-
lich zur Substanzerhaltung verpflichtet. Wir haben 
im Rat für den Haushalt im letzten Jahr die dafür 
notwendigen Mittel in Höhe von 1,6 Millionen be-
antragt. Mit der Stimme des Bürgermeisters und 
aller anderen Parteien wurde unser Antrag ab-
gelehnt. Was für jeden Bürger, der Besitzer einer 
solchen denkmalgeschützten Immobilie gilt, näm-
lich zu erhalten, scheint für den städtischen Be-
sitz nicht zu gelten. Das können und werden wir 
nicht akzeptieren. Zahlreiche Bürgerinnen und 
Bürger und Historiker und Fachkundige im Denk-
malschutz setzen sich teilweise öffentlich für die 
Restaurierung des Hammers ein. Aber die Ampel 
im Rat der Stadt bleibt knochenhart. Erneut sind 
im Haushalt der Stadt Lüdenscheid für dieses Jahr 
keine Sanierungsmittel vorgesehen. Wen das so 
weiter geht, steht bald der Abbruchhammer im 
Bremecketal.

Das können und werden wir nicht akzeptieren. Wir 
werden für den kommenden Haushalt erneut ei-
nen Antrag für die Erhaltung des Hammers stellen.

Haushalt 2024 der Stadt Lüdenscheid – erneut 
geprägt von Stillstand und Perspektivlosigkeit

Jupp Filippek

Die jahrzehntelan-
ge Wirtschaft-, Fi-
nanz-, Arbeits- und 

Sozialpolitik im Interesse 
des großen Kapitals in die-
sem Lande, die drastische 
Verringerung der Unterneh-
menssteuern, die Etablie-
rung eines Niedriglohnsek-
tors, die Verarmung vieler 
Menschen durch die Ein-
führung von Hartz IV haben 
dieses Land maßgeblich 
verändert. Von einem So-
zialstaat – wie unser Grund-
gesetz fordert - kann längst 
nicht mehr geredet werden. 
In einem der reichsten Län-
der der Welt grassiert eine 
zunehmende Armut. Viele 
Kinder sind davon betrof-
fen. Viele Untersuchungen 
zeigen anschaulich, dass 
ihnen der Zugang zu höhe-
rer Bildung immer mehr ver-
schlossen wird. Der Anteil 
der Arbeiterkinder an Abi-

tur und Studium ist in den 
letzten Jahrzehnten immer 
mehr zurückgegangen.

Die wirtschafts- und sozi-
alpolitische Lage Deutsch-
lands im Frühjahr 2024 ist 
durch Konzeptionslosigkeit, 
Unsicherheit und Chaos ge-
kennzeichnet. Diese Politik 
führt zu Unsicherheit, Angst 
vor einer ungewissen Zu-
kunft und treibt der rechts-
extremen AfD die Wähler zu. 

Kommunen wie die Stadt 
Lüdenscheid können da 
wenig gegensteuern. Ihre 
finanzielle Ausstattung ist 
so unzureichend, dass sie 
außerstande sind, die not-
wendigsten Aufgaben, die 
sich stellen, nicht mehr er-
füllen können. Öffentliche 
Infrastruktur wie Straßen 
und Gebäude werden über 
Jahrzehnte nicht ordentlich 
instandgehalten. Der ma-
rode Innenstadttunnel und 
die Unfähigkeit, ihn in  an-
gemessener Zeit zur sanie-

ren, ist dabei nur die Spitze 
des Eisberges. Spekulan-
ten und Finanzjongleure 
geben den Immobilien wie 
das Forum und das Peek u. 
Cloppenburg Gebäude am 
Eingang der Wilhelmstraße 
dem Zerfall preis. Saniert 
wird nur, „wenn die Kohle 
rüberkommt“. Wie im Fall 
des Sauerlandcenter, wo 
Jobcenter und die Stadt Lü-
denscheid die Profite des 
Investors durch langfristige 
Mietverträge sichern.

Zehn Jahr von 2012 – 2022 
war die Stadt Lüdenscheid 
Haushaltssicherungskom-
mune, weil die Ausgaben 
teilweise millionenfach hö-
her als die Einnahmen wa-
ren. 

Ein Jahr, nämlich im letz-
ten Jahr, galt diese Zwangs-
jacke nicht. In diesem Jahr 
wird vom Kämmerer ein 
Haushaltsdefizit von 29 Mil-
lionen € prognostiziert. Im 
nächsten Jahr sollen es so-

gar 35 Millionen sein. Und 
das ist noch nicht das Ende 
der Fahnenstange. Wie in 
vielen anderen Kommunen 
auch, kann sich die Stadt 
Lüdenscheid in dieser ka-
tastrophalen Situation nicht 
am eigenen Schopf aus dem 
Sumpf ziehen. Das muss 
auch der Kämmerer in sei-
nem Vorbericht zugeben, 
wenn er feststellt: „Die er-
heblichen Verschlechterun-
gen ergaben sich überwie-
gend aus externen, nicht 
durch die Stadt Lüden-
scheid beeinflussbaren 
Faktoren“ und weiter: „Der 
Haushaltsausgleich wird 
somit trotz Berücksichti-
gung von Spar- Haushalts-
sicherungsmaßnahmen in 
den kommenden Jahren er-
heblich verfehlt.“

Die finanziellen Probleme 
können von daher nicht an-
satzweise auf kommunaler 
Ebene gelöst werden. Das 
Land aber insbesondere 

die Bundesregierung muss 
zum Umsteuern in der Wirt-
schafts-, Finanz- und Steu-
erpolitik  gezwungen wer-
den. Das sind die gleichen 
politischen Kräfte nämlich 
SPD, FDP und GRÜNE, die 
auch in Lüdenscheid die 
politische Verantwortung 
tragen.

Das passiert aber be-
dauerlicherweise nicht. Es 
wird wieder auf die frucht-
losen Konzepte der Vergan-
genheit zurückgegriffen. 
Die Hampelei wird fortge-
setzt. Der vom Kämmerer 
und Bürgermeister für die-
ses Jahr vorgelegte Haus-
haltsentwurf ist erneut von 
Stillstand und Perspektivlo-
sigkeit geprägt. Zum Scha-
den der Stadt und ihrer Be-
wohner.

Wir werden eine solche 
verfehlte Politik nicht mit-
tragen.

Lüdenscheider Forum mit den Bürgern entwickeln
Claudius Bartsch, ÖDP

Das marode „Forum“, 
stand viele Jahre 
leer. Die bisherigen 

Eigentümer wollten es nicht 
verkaufen. 2023 dann doch, 
an die Stadt Lüdenscheid. 
Seit dem 1. Januar ist die 
„Stadtentwicklungsgesell-
schaft“ mit der „Projektie-
rung und Betreuung“ des 
Forums beauftragt.

Durch „ergebnisoffene 
Diskussion“ solle etwas 
„Tolles für Lüdenscheid“ 
entwickelt werden, „bei 

der die Bürger frühzeitig mit 
ins Boot geholt werden“, so 
Bürgermeister Wagemeyer.

Zur tatsächlichen Umset-
zung dieser Ankündigung 
haben die Fraktion DIE LIN-
KE und das ÖDP-Ratsmit-
glied  Claudius Bartsch, 
im Rat den Antrag „Bür-
gerbeteiligung Forum“ ge-
stellt. Die Entwicklung ist 
ein wichtiger Baustein für 
die Innenstadtgestaltung. 
Die „Projektierung“, die zu-
künftige Nutzung und Be-
bauung soll sich an den ge-
sellschaftlichen Interessen 

orientieren, nicht an Profit-
interessen privater Investo-
ren. Eine „Hinterzimmer Ent-
scheidung“ lehnt die ÖDP 
und DIE LINKE ab.

In der Realität der parla-
mentarischen Demokratie 
kommen nur Wahlen zum 
Zuge. Abstimmungen auf 
Bundesebene sind aus-
drücklich nur für zwei Fälle 
vorgesehen: für eine even-
tuelle Neuordnung der Län-
derstruktur und für den Fall, 
dass sich die Bundesrepu-
blik eine neue Verfassung 
geben sollte. Die BRD ist 

nach Verfassungslage de 
facto eine rein repräsenta-
tive Demokratie.

Echte Bürgerbeteiligung ist 
direktdemokratische Teil-
habe außerhalb des Parla-
ments. Durch z. B. Volks-
anträge, Volksbegehren, 
Volksentscheide,  Bürger-
begehren und Bürgerent-
scheide, denen aber auf 
kommunaler und Landes-
ebene hohe Hürden gesetzt 
wurden. Als „Selbstwirk-
samkeit“ des Souveräns, 
des Volkes. Die fördert 
„Demokratiezufriedenheit“. 

Wirkt der Meinung entge-
gen, als Volk wenig oder gar 
nichts zu sagen zu haben, 
weil „die da oben“ sich um 
das Volk „nicht kümmern“.

Unsere Demokratie ist der-
zeit durch Rechtsextremis-
mus in größter Gefahr. Es 
gilt daher, Demokratie durch 
vielfältige Formen von Bür-
gerbeteiligung zu stärken 
und nicht durch nichtssa-
gende „Killerphrasen“ ab-
zulehnen.

Liebe Leserinnen und Leser,
die Lünscher Stattzeitung können wir leider 

nicht flächendeckend in Lüdenscheid verteilen.
Die Zustellung erfolgt ehrenamtlich und durch 

unsere finanziellen Mittel ist die Auflage be-
grenzt. Wir können daher nicht zusichern, dass 
auch die nächste Ausgabe in ihrem Briefkas-
ten liegt.

Es ist aber möglich, die Lünscher Stattzei-
tung im digitalen PDF-Format zu beziehen. 
Eine kurze Mail an news@ersching.info reicht 
und Sie werden regelmäßig versorgt.

Auch Meinungen und Hinweise zur aktuellen 
Ausgabe, die uns als Redaktion sehr interessie-
ren, können an diese Adresse gesandt werden.

Unsere Autor*innen-Team

Otto Ersching Jupp Filippek Daniela Eichstädt Magrit Schade

Theo Klein Sascha Fotiadis Claudius Bartsch (ÖDP) Frank Tielke
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Armutsbekämpfung ist öffentliche Aufgabe

Insgesamt besitzen die 
wohlhabendsten zehn 
Prozent der Haushalte 

zusammen etwa 60 Pro-
zent des Gesamtvermö-
gens, netto, also abzüglich 
Schulden. Die unteren 20 
Prozent besitzen gar kein 
Vermögen. Etwa neun Pro-
zent aller Haushalte haben 
negative Vermögen, sie sind 
verschuldet.

Unser Land ist mit zahl-
reichen und komplexen Zu-
kunftsaufgaben konfron-
tiert, die eine drastische 
Verbesserung der finanzi-
ellen Ausstattung erfordern. 
Dazu ist eine Steuer- und 
Finanzpolitik notwendig, die 
die großen Unternehmen 
und die Reichen in diesem 
Lande einer deutlich stärke-
ren Besteuerung unterlegt. 

Die extreme ungleiche 
Vermögensverteilung in 
Deutschland hat sich ge-
rade oder trotz der Pande-
mie weiter verschärft. Die 
Schere zwischen Arm und 
Reich ist noch weiter aus-
einander gegangen. Die 
reichsten 10% der Bevölke-
rung verfügen über 65 % - 
und das wohlhabendste 1 % 
über mehr als 30 % des Ge-

samtvermögens. Dagegen 
haben die unteren 50 % der 
Bevölkerung kein Vermö-
gen, immer mehr Menschen 
müssen sich verschulden. 

Die exorbitanten Gewinne 
können gar nicht mehr ver-
schleiert werden. So schrei-
ben die Lüdenscheider 
Nachrichten im Wirtschafts-
teil: „DAX-Konzerne erwirt-
schaften Rekordgewinne“ 
(28 % Gewinnsteigerung im 
dritten Quartal des Vorjah-
res), ThyssenKrupp zahlt Di-
vidende (Gewinnsteigerung 
von 800 Mill. auf 2,1 Mill. €), 
und „Siemens macht Milliar-
den-Gewinn.“ 

„Da kommt Champagner-
Laune auf – mitten in der 

Krise“ schreibt am 16.11.22 
die Süddeutsche Zeitung 
und berichtet das dem Lu-
xuskonzern LVMH wegen 
enormer Umsatzsteige-
rungen der Champagner 
ausgeht. Die Marken Dom 
Pérignon (ab 160 € die Fla-
sche) und Krug (ab 190 € 
die Flasche) sind nicht mehr 
zu haben. Lediglich die Mar-
ke Moet (40 € und auch im 
Supermarkt erhältlich) ist 
noch lieferbar. „Die Reichen 
der Welt sehnen sich gera-
de nach: Party,“ kommen-
tiert die Süddeutsche.

Unermesslicher Reichtum 
auf der einen Seite steht zu-
nehmende Armut auf der 
anderen Seite gegenüber.

Nach dem aktuellen De-
mografie Bericht der Ver-
waltung ist jeder zehnte 
Einwohner in Lüdenscheid 
unter 65 Jahren auf Hartz 
IV angewiesen. Und der in 
der heutigen Sitzung noch 
zu behandelnde Bericht der 
Gemeindeprüfungsanstalt 
stellt fest: 

„Die Stadt Lüdenscheid ist 
im Vergleich zu den anderen 
großen kreisangehörigen 
Kommunen in NRW durch 
hohe Jugendarbeitslosig-
keit, den hohen Anteil der 
Alleinerziehenden im SGB-
II-Bezug sowie dem hohen 
Wert bei den Schulabgän-
gern ohne Schulabschluss 
soziostrukturell belastest. 
Sie gehört in der Belas-
tungsklasse 2 zu den 17 
Kommunen, die eine hohe 
Kinderarmut zu verzeich-
nen haben.

„Mit einer Jugendarbeits-
losigkeit von 5,2 % positio-
niert sich die Stadt Lüden-
scheid im interkommunalen 
Vergleich in dem Viertel mit 
den höchsten Werten.

Die jetzige Krise verlangt 
von vielen Menschen eini-
ges ab. So sind die Kosten 
für Energie um ca. 40% und 

die Preise für Lebensmit-
tel um 20% gestiegen. Eine 
wirkliche Entlastung sei-
tens des Bundes ist nicht in 
Sicht. Das Bürgergeld, wel-
ches ab dem kommenden 
Jahr anstelle von Hartz-IV 
kommt, fängt diese Preis-
steigerungen nicht mal im 
Ansatz auf. Denn, die Men-
schen, die auf Hartz-IV oder 
Sozialgeld angewiesen sind, 
leiden am meisten unter der 
Politik der Ampel.

Unsere Anträge, die das 
Ziel haben, mit den kom-
munalen Möglichkeiten 
die Situation der unter den 
Preissteigerungen beson-
ders stark betroffenen Men-
schen zu lindern, wurden 
von allen Fraktionen leider 
abgelehnt.

Wir sind der Meinung das 
gerade diese Probleme in 
den Mittelpunkt der kom-
munalen Politik gehören. 
Das passiert leider nur un-
zureichend. Der politische 
Blick verengt sich leider viel 
zu sehr auf Maßnahmen, für 
die es eine Landesförde-
rung gibt.

Stadtentwicklungsgesellschaft - Entmachtung des 
Rates hat Demokratieabbau zur Folge

Otto Ersching

Seit 2019 will die Ver-
wa l tu ng  u nd  d ie 
Mehrheit der Partei-

en eine sogenannte Stadt-
entwicklungsgesellschaft 
gründen. Dieses Vorha-
ben der Privatisierung öf-
fentlicher Aufgaben in eine 
GmbH wurde Ende 2023 mit 
der Mehrheit der Parteien 
im Lüdenscheider Rat end-
gültig besiegelt. Einzig DIE 
LINKE hat gegen diese Ge-
sellschaft gestimmt.

Stadtentwicklung f in-
det nicht mehr öffentlich 
in den gewählten Gremi-
en, wie dem Planungsaus-
schuss, statt, sondern in ei-
ner GmbH. Der Aufsichtsrat 
tagt nicht öffentlich. Ent-
scheidungen trifft weitge-
hend der Vorstand. Bür-
gerbeteiligungsverfahren 

können ohne weiteres ab-
geschmettert werden. Der 
Aufsichtsrat hat lediglich 
Beratungs- und Kontroll-
rechte. Verbindliche Vor-
gaben sind weder von ihm 

noch von dem zu gründen-
den Beirat vorgesehen.

Die Stadtentwicklungsge-
sellschaft ist ein weiteres 
Beispiel für die Entdemokra-
tisierung und Privatisierung 

öffentlicher Aufgaben. Wo-
hin das führt, ist an vielen 
Beispielen zu sehen – z.B. 
Deutsche Bahn und Post.

Denkbar schlecht ist die 
Gründung auch im Hinblick 

auf den Kauf des Forums 
durch die Stadt. Was dort 
entsteht, liegt nicht mehr 
in der Hand der Bürger*in-
nen und der Politik. Darü-
ber entscheiden allein die 
Gesellschafter der Stadt-
entwicklungsgesellschaft. 
Das wird auch mit der Rui-
ne von Peek&Cloppenburg 
passieren.

Deshalb stellt DIE LINKE 
die Frage: „Wem gehört die 
Stadt?“, so ist auch der Ti-
tel des Kommunalwahlpro-
grammes. Die Antwort lie-
fert die Partei gleich mit: 
„ALLEN Menschen gehört 
die Stadt, nicht nur den 
Vermögenden“. Kapital-
interessen haben zurück-
zustehen. Die Bedürfnisse 
einer lebenswerten Stadt 
müssen im Mittelpunkt ste-
hen. Dafür werden wir wei-
ter kämpfen.

Richtig ist,
dass auf Anweisung der Bezirksregierung Tem-

po 30 an der vorderen Parkstraße aufgehoben 
werden musste.

Konsequenz daraus, ein ansehnlicher Baum muss-
te wegen des neuen Radschutzstreifen aus ver-
kehrsrechtlichen  Gründen gefällt werden.

Falsch ist,
dass die Entscheidung von einem Schreibtisch 

in Arnsberg gefällt und der zuständige Sachbe-
arbeiter die Anweisung hatte, den gesunden Men-
schenverstand dabei auszuschalten.

Richtig ist,
dass die FDP gar nicht erst verschleiert, dass sie 

die Interessenvertretung von Unternehmern, den 
sogenannten Mittelstand wie Apotheker, Rechts-
anwälte und selbstständigen Architekten ist. Das 
zeigt sich z. B. aktuell daran, dass sie eine Kin-
dergrundsicherung verhindert, eine Kindergeld-
erhöhung ablehnt, aber den für ihr reiches Klientel 
günstigeren Kinderfreibetrag erhöhen will.

Falsch ist, 
dass die FDP das damit begründet, dass die An-

sprüche von Kindern aus reichen Elternhäusern 
automatisch auch höhere Ansprüche stellen, die 
schließlich erfüllt sein wollen. 

Richtig ist,
dass der CDU Vorsitzende Oliver Fröhling im 

Lüdenscheider Rat den dortigen Linken Klassen-
kampf und Populismus vorwirft. Nicht nur die CDU 
Fraktion, sondern auch die Ratsdamen und -herren 
schlagen sich vor Begeisterung auf die Schenkel.

Falsch ist,
dass er Otto Ersching und Jupp Filippek damit 

beeindruckt. Die von ihnen in der nächsten Ratssit-
zung gestellte Anträge sind bereits in Vorbereitung.

Fehlende Investitionen in die Infrastruktur rächt sich 
jetzt – Brückenausfall an der Tagesordnung

Bund und Land ha-
ben seit Jahrzehn-
ten eine Sparpoli-

tik betrieben, die sich jetzt 
rächt. Bereits Ende 2021 
fiel die Rahmedetalbrücke 
zwischen Lüdenscheid-Mit-
te und Lüdenscheid-Nord 
aus. Lüdenscheid ist seit-
dem von einem Verkehrs-
chaos betroffen, das man 

so noch nicht kannte. Be-
wohner*innen an der Um-
leitungsstrecke sind Lärm, 
Abgasen und Feinstäuben 
ausgesetzt, erste Krank-
heitsbilder – physisch und 
psychisch – machen sich 
bemerkbar. Ein Durch-
fahrtsverbot hat ein wenig 
Linderung gebracht. Aber 
die einschneidenden Maß-

nahmen, wie der Brücken-
wächter, werden nicht um-
gesetzt.

Dann, letztes Jahr, viel die 
nächste Brücke aus, direkt 
im Stadtgebiet Altena. Eine 
mögliche Umleitungsstre-
cke für viele, die nach Iser-
lohn oder Menden fahren 
wollten. Und, vor einigen 
Tagen viel die nächste Brü-

cke aus – die Lennebrücke 
kurz vor Nachrodt. Damit 
ist es nicht mehr möglich, 
von Altena nach Iserlohn 
zu fahren. Viele Menschen 
sind seitdem von Geschäf-
ten in Altena abgeschnitten. 
Einzig eine schwimmende 
Fußgängerbrücke wurde in 
einem rekordverdächtigen 
Tempo errichtet.

Das Kaputtsparen von ge-
sellschaftlich wichtiger In-
frastruktur muss endlich 
aufhören. Die Gelder, die 
an anderer Stelle, wie Rüs-
tung, ausgegeben werden, 
müssen u.a. für solche Pro-
jekte zur Verfügung gestellt 
werden.

Buchladen im LiZ

In Zeiten von Krieg, Umweltzerstörung, Hunger 
und Ungerechtigkeit in der Welt, werden Abläufe 
und Hintergründe, Ursachen dieser Phänome-

ne und ihre Auswirkungen für Mensch immer un-
durchschaubarer.  Die bürgerlichen Medien tra-
gen weniger dazu bei, die Abläufe und Tragödien 
in der Welt erklärbar zu machen. Im Gegenteil. 
Die Formierung der öffentlichen Meinungsbildung 
wird immer unerträglicher. Seriöse Berichterstat-
tung wird durch Meinungsmache ersetzt. Wer sich 
gegen Wirtschaftskrieg, Waffenlieferungen an die 
Ukraine widersetzt, wird niedergemacht. Krieg im 
Nahost? – wer Kritik an der rechtsgerichteten is-
raelischen Regierung äußert, wird als Antisemit 
denunziert.

Aufklärung und das Wissen um die wirklichen 
Zusammenhänge sind dringend notwendig. Dazu 
will der Buchladen im Linken Zentrum in Lüden-
scheid seinen Beitrag leisten.

Autoren aus verschieden Buchverlagen schreiben 
gegen den Mainstream an und helfen, die eigenen 
Interessen zu erkennen. 

Aktuelle politische Literatur des Papy Rossa Ver-
lages, vom Verlag 8. Mai, vsa Verlag und Neue 
Impulse Verlag werden in unserem Buchladen 
angeboten.

Das wir den Laden nur ehrenamtlich betreiben, 
sind die Öffnungszeit leider noch sehr begrenzt. 
In der Regel mittwochs von 11 – 13 Uhr und frei-
tags 18 – 20 Uhr.

Weitere Termine können unter der Nummer 
017654185318 vereinbart werden
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Gute Verkehrsplanung für die Verkehrswende – keine 
Bevorzugung von Automobilen

Die Kl imakatastro-
phe zeigt jedes Jahr 
ihre Auswirkungen. 

Das Jahr 2023 gilt als das 
wärmste Jahr seit Aufzeich-
nung der Klimadaten. In 
Südeuropa gab es massi-
ve Hitze gefolgt von sturz-
flutartigen Regenfällen, die 
zu Überschwemmung und 
Zerstörung führten. Auch 
in Deutschland viel in den 
Herbst- und Wintermonaten 
überdurchschnittlich viel 
Regen. Die Flüsse im Mär-
kischen Kreis traten über 
die Ufer. Deiche drohten zu 
brechen.

Der motorisierte Verkehr 
hat immer noch 20% Anteil 
am CO2-Ausstoß. Das Bun-
desverkehrsministerium hält 
Jahr für Jahr die gesteck-
ten Ziele nicht ein. Das soll-
te dem Klimaschutzgesetz 
nach Konsequenzen haben 
– hat es aber nicht.

Neben der Klimabelas-
tung durch den Kfz-Verkehr 
für dieser auch zu massi-
ven Umwelt- und Gesund-
heitsschäden. Feinstäube 
und Reifenabriebe verteilen 

sich in den Stadtgebieten 
und auf den Feldern. Der 
Mensch nimmt die Schad-
stoffe direkt aus der Luft 
oder über die Nahrung auf. 
Und, das Automobil ver-
braucht massiv viel Platz 
und Fläche bei gleichzeitig 
geringer Nutzung.

Dem muss entgegenge-
wirkt werden. Der Kfz-Ver-
kehr muss zurückgedrängt 
werden. Alternative Mobi-
litätsformen müssen end-
lich ihren Einzug finden. Im 
Wesentlichen sind das der 
Fuß- und Radverkehr sowie 
der öffentliche Nahverkehr. 
Die Menschen müssen dazu 
gebracht werden, die Mobi-
litätsformen zu nutzen.

In Lüdenscheid wurde be-
schlossen, dass ein Rad-
verkehrskonzept erstellt 
werden soll. Die Mobili-
tätswende steht im Akti-
onsprogramm Klimaschutz. 
Von alledem ist bis jetzt 
nichts zu sehen. Radwe-
ge werden an Straßen ge-
baut, wo sie nicht notwen-
dig sind. Gehwege, wie in 
der Knapper Straße werden 

nicht in einen fußgänger-
freundlichen Zustand ge-
bracht. Die Knapper Straße 
ist, wie schon oft gefordert, 
immer noch keine Fahrrad-
straße. Der ÖPNV wird nicht 
ausgebaut, sondern sogar 
weiter eingeschränkt.

Dabei muss diese Aufga-
be jetzt angefasst werden. 
Radwegenetze, die eine 
schnellere Fortbewegung 
mit dem Fahrrad erlauben 
als mit dem Auto, müssen 

endlich geplant und um-
gesetzt werden. Fußwe-
ge müssen so hergerichtet 
werden, dass sie alle Men-
schen benutzen können. 
Der ÖPNV muss zukünftig 
Fahrscheinfrei ausgestal-
tet werden, die Taktzeiten 
insgesamt und die Anbin-
dung an die Satellitenteile 
der Stadt verbessert wer-
den. Der ÖPNV kann so zu 
einer echten Alternative für 
das Auto werden.

Der Verkehrsraum muss 
endlich gerecht verteilt wer-
den. Die Fehler der vergan-
genen Jahrzehnte gehört 
zurückgebaut. Die Stadt Lü-
denscheid muss eine ge-
sunde Stadt werden. Das 
kann mit einer echten Ver-
kehrswende gelingen. Pa-
cken wir’s an!

Wohnungsbau 
ist öffentliche 

Aufgabe

Der Wohnungsmarkt ist auch in Lüdenscheid 
seit Jahren angespannt. Nach einer von der 
Stadt Lüdenscheid in Auftrag gegebenen 

Studie müssen jährlich 100 – 130 Wohneinheiten 
neu gebaut werden. Es fehlen insbesondere preis-
günstige Wohnungen. Altersgerechte Wohnungen 
werden dringend gebraucht. Eine von der Stadt in 
Auftrag gegebene Studie kommt zu dem Ergeb-
nis, dass sich die Zahl der Sozialwohnungen von 
2369 (2016) auf 1846 Wohnungen (2025) redu-
ziert hat. 2030 werden es danach nur noch 1686 
Wohnungen sein. 

Es besteht also ein dringender Handlungsbe-
darf. Im neu entstehenden Wohngebiet sind von 
privaten Investoren neben dem Bau von Eigen-
tumswohnungen auch eine Reihe von Sozialwoh-
nungen geplant. Das begrüßen wir ausdrücklich. 
Das reicht aber bei weiten nicht.

Hier ist die kommunale Politik gefordert. Die Lü-
denscheider Wohnungsgesellschaft (LüWo), die 
hundertprozentige Tochter der Stadt Lüdenscheid, 
versagt hier aber völlig. Seit Jahren Fehlanzeige 
beim Bau neuer Wohnungen. Dagegen ein um-
fangreicher Verkauf von Wohnungen,  teilweise, 
an Miethaie wie die Vonovia, und unzureichen-
der Substanzerhaltung und Sanierung des Woh-
nungsbestandes.

Seit 2019 besteht die Absicht einen Großteil der 
Häuser Am Grünewald abzureißen und durch at-
traktive Neubauten zu ersetzen. Zahlreiche preis-
günstige Wohnungen stehen leer. Abriss oder 
Neubau, darüber wird hinter verschlossenen Tü-
ren seit Monaten debattiert. 

Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat darauf kei-
nen Einfluss. Wenn überhaupt können die Mitglie-
der des Aufsichtsrates wie z. B. der Multifunktio-
när Fabian Ferber und die ehemalige Präsidentin 
des Lüdenscheider DRK, Susanne Mewes, dabei 
mitreden. 

Eine Entscheidung wurde im letzten Jahr von Sit-
zung zu Sitzung verschoben. Eine Anfrage im Rat 
von uns im Mai letzten Jahres wurde nur unzurei-
chend beantwortet. Seit dieser Zeit ist viel pas-
siert in Stadt und Land. Ob es auch bei der LüWo 
etwas Neues gibt? Wir haben in der Ratssitzung 
am 22. Januar 24 erneut nachgefragt.

TUMO kommt nach Lüdenscheid

TUMO? Ist das anste-
ckend? - könnten Sie 
sich jetzt fragen und 

meine Antwort wäre: Ja, 
zumindest nach den Vor-
stellungen der Unterstüt-
zer. Aber was ist TUMO und 
warum kommt es nach Lü-
denscheid?

TUMO ist Teil der soge-
nannten Regionale 2025 – 
ein Strukturprogramm, aus 
dem Gelder für bestimmte 
ausgewählte Projekte an-
gefordert werden können. 
Inwiefern diese Projekte 
sinnvoll oder sinnlos sind, 
darüber streiten sich die 
Geister. Wie andere Städte 
in der Haushaltssicherung, 
hat sich auch in Lüden-
scheid eine Mentalität ein-
geschlichen, nur noch das 
zu tun, wofür Fördermittel 
bereitgestellt werden – an-
statt zusammen mit ande-
ren Kommunen mehr Geld 
von Bund und Land für die 
stetig wachsende Anzahl 
von Aufgaben einzufordern.

Auf der Seite der Regiona-
le Südwestfalen liest man: 
„TUMO ist ein innovatives 
kostenloses Bildungskon-
zept für junge Menschen 
zwischen 12 und 18 Jahren, 
dass in Armenien entwickelt 
und durch die Initiative der 
KfW (Kreditanstalt für Wie-
deraufbau) in Deutschland 
eingeführt wurde. In den ... 
weltweiten Zentren können 
Jugendliche Fähigkeiten in 
digitalen Technologien und 
kreativen Methoden erler-
nen, u. a. Animation, Pro-
grammierung, 3D-Modellie-
rung und Robotik, aber auch 
Musik, Film und Fotografie. 
Die Schüler:innen entwi-
ckeln in Selbstlernsessions 
und Workshops ihren eige-
nen – digital unterstützten 
– Lernpfad. Ziel ist es, Ju-
gendliche zu befähigen, mit 
den Herausforderungen und 
Chancen der Digitalisierung 
in Gesellschaft und Arbeits-
welt umzugehen.“

Hier sieht man auch, wa-
rum das Projekt bei den 

bürgerlichen Parteien so 
beliebt ist, da sie voll auf 
Selbstlern- und Digitalkon-
zepte setzen, obwohl deren 
Nutzen weiterhin umstritten 
ist – ein Beispiel: Schweden 
steigt von digitalen Werken 
wieder auf analoge Schul-
bücher um. Ein weiteres: 
Der zweite PISA-Schock 
nach Jahren misslunge-
ner Konzepte sogenannten 
selbstbestimmten Lernens.

Aber lesen wir weiter: „Um 
möglichst viele Jugendliche 
in der Region zu erreichen, 
sollen neben dem Zentrum 
in Lüdenscheid auch TUMO 
Boxen in den Nachbarkom-
munen installiert werden. 
TUMO Boxen sind kleine-
re physische Lernzentren in 
denen die Jugendlichen die 
Orientierungs- und Selbst-
lernphase absolvieren kön-
nen. Zu den weiterführen-
den Workshops kommen 
sie dann ins TUMO Zen-
trum nach Lüdenscheid. 
Durch die Boxen steigt der 
Impact des Zentrums und 

mehr Jugendliche im ländli-
chen Raum werden erreicht.

Die Förderung von fast 
6,4 Millionen Euro durch 
das Bundesministerium 
für Wissenschaft und For-
schung bis 2027 steht, soll 
aber nur der Anfang sein. 
Die gegründete gemeinnüt-
zige GmbH arbeitet in dem 
Zeitraum daran, das „TUMO 
+lernfab.“-Angebot zu ver-
stetigen.

In drei Betriebsjahren 
könnten bis zu 2.000 Teil-
nehmer:innen im TUMO 
Zentrum und den ange-
schlossenen Boxen wichtige 
digitale Fähigkeiten erler-
nen, die sie für den Arbeits-
markt der Zukunft qualifi-
zieren.

Zum einen ist das viel zu 
optimistisch gedacht, denn 
nach einem anfänglichen 
Boom könnte das Projekt 
auch genauso gut wieder 
einschlafen. Zum anderen 
ist es doch SEHR auffäl-
lig, dass hier auf die spä-
tere Verwendbarkeit in der 

Arbeitswelt wieder einmal 
besonderes Augenmerk ge-
legt wird. Menschen in die-
sem Land sollen nicht all-
seits gebildete und mündige 
Staatsbürger werden, die 
womöglich noch aufmu-
cken, sondern schön ihre 
Ware Arbeitskraft dem Sys-
tem widmen, das sie aus-
beutet.  Das zeigt sich auch 
im letzten Abschnitt des Ar-
tikels: „Nicht zuletzt sollen 
Unternehmen davon profi-
tieren, dass Kinder und Ju-
gendliche aus der Region 
Berührungsängste vor digi-
talen Instrumenten verlieren 
und solche Kompetenzen 
erlernen, die in der Region 
dringend benötigt werden.“

Alle vorangegangenen Be-
teuerungen des Ausgleichs 
der Bildungschancen ge-
rade auch im digitalen Be-
reich, sind bei näherer Be-
trachtung nichts weiter als 
Augenwischerei und Selbst-
täuschung.

Der Hammer
Theo Klein

Es ist traurig und ein Jammer
es verfällt und verkommt der Bremecker-

Hammer.
Verklungen ist der Hammerschlag und gelöscht 

das Feuer.
Hier wird Kultur vernichtet denn sie ist zu teuer.
Ein Zeuge aus frühindustrieller Zeit, erwähnt 1753 

in Lüdenscheid.
Schon einmal war er Still gelegt, wurde restau-

riert und gepflegt.
Heute fehlt es an der Courage, für den Kultur-

ausschuss eine Blamage.
Die Kultur ist ein hohes Gut und den Bürgern 

erfüllt es mit Wut, wenn an anderer Stelle Geld 
wird verschwendet und der Bremecker-Hammer 
im Abriss endet.

Selbst in Europa auf der Route der Industiekultur
wird der Bremecker Hammer erwähnt in male-

rischer Natur.
Darum erhalten wir Ihn für die nachfolgende Ge-

neration oder wollen wir enden in Spott und Hohn.

Statt Altersarmut: Renten rauf!
Den Lebensstandard zu sichern und die Altersarmut zu bekämpfen war das zentrale 
Versprechen der gesetzlichen Rente seit ihrer Einführung. Dieses Versprechen wurde 
aber spätestens seit den 2000er Jahren mehrfach gebrochen. Eine Rente muss den 
Lebensstandard wieder sichern und zuverlässig vor Altersarmut schützen.
Matthias W. Birkwald MdB ist Renten- und Alterssicherungspolitiker der Linken im 
Bundestag. In seinem Vortrag am 19.04.2024 um 18 Uhr wird er verdeutlichen, wie 
die Rente reformiert werden könnte, auf dass sie ihre ursprünglichen Versprechen 
wieder erfüllen möge.

19.04.2024, 18 Uhr, Linkes Zentrum, Knapper Str. 69a, 
Lüdenscheid
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Gerechteres Steuersystem – Tax the rich!

Extreme Ungleichheit 
ist eines der Kern-
probleme, das sich in 

den letzten Jahren erheb-
lich verschärft hat. Während 
ein Großteil der Menschen 
die Auswirkungen von Pan-
demie, Inflation und Krieg 
schmerzhaft gespürt hat, 
haben die Superreichen ih-
ren Wohlstand weiter aus-
gebaut. Das geht aus einer 
Studie hervor, welche die 
Entwicklungsorganisation 
Oxfam vor dem Start des 
Weltwirtschaftsforums in 
Davos veröffentlicht hat. 
Der am 15.1.2024 veröffent-
lichten  Studie liegen Daten 
aus verschiedenen Quellen 
zu Grunde. So führte Oxfam 
die Forbes - Schätzungen 
zum Vermögen von Milli-
ardären mit Schätzungen 
der Bank Credit  Suisse zum 
weltweiten Vermögen zu-
sammen. 

Demnach haben die fünf 
reichsten Männer der Welt 
( Elon Musk / Tesla , Jeff 
Bezos / Amazon ; Larry El-
lison / Oracle; Bernard Ar-
naud / LVMH und Warren 

Buffet / Berkshire Hathaway 
) ihr Vermögen seit 2020 
von 405 Mrd. US Dollar auf 
869 Mrd. $ mehr als ver-
doppelt. Damit wuchs das 
Vermögen dreimal schneller 
als die Inflation. Gleichzei-
tig wurden fast fünf Milliar-
den Menschen, die ärmsten 
60 Prozent, noch ärmer und 
haben seit 2020 zusammen 
20 Mrd. Vermögen verloren. 
Hinzu kommt, dass die Löh-
ne der Arbeiter nach Oxfam 
nicht mit der Inflation mit-
halten konnten.

Im Vorwort der Studie 
schreibt der linke US-Se-
nator Bernie Sanders :

„ Milliardäre werden immer 
reicher, die Arbeiterklas-
se hat zu kämpfen und die 
Armen leben in Verzweif-
lung. Das ist der unglückli-
che Zustand der Weltwirt-
schaft. Niemals zuvor habe 
es eine solche Ungleichheit 
bei Einkommen und Vermö-
gen gegeben. Auch die Gier, 
Arroganz und Verantwor-
tungslosigkeit seien bei-
spiellos.“

In Deutschland ist das Ver-
mögen der reichsten Per-
sonen um 75 % gestiegen, 
während laut Paritätischem 
Wohlfahrtsverband über 14 
Millionen Menschen in Ar-
mut leben.

Diese wachsenden Ext-
reme sind ein gefährlicher 
Trend, der unsere Gesell-
schaft und unsere Demo-
kratie zu zerreißen droht.

Die aktuelle Ungleichheit 
ist kein wirtschaftliches Na-
turgesetz, sondern das Er-
gebnis falscher politischer 
Entscheidungen. Es ist 
höchste Zeit, die Weichen 
neu zu stellen.

Wir fordern daher eine 
europäische Vermögens-
steuer für Multimillionä-
re und Milliardäre, die auf-
grund der wirtschaftlichen, 
steuerlichen und sozialen 
Unterschiede zwischen 
den EU-Mitgliedsstaaten 
von EU-Land zu EU-Land 
etwas unterschiedlich de-
finiert sein können.

Für Deutschland wird nun 
folgendes Steuermodell 
vorgeschlagen:

2 Prozent für Vermögen ab 
5 Millionen US-Dollar

3 Prozent für Vermögen ab 
50 Millionen US-Dollar

5 Prozent für Vermögen ab 
1 Milliarde US-Dollar

Von dieser Vermögensteu-
er wären in Deutschland nur 
etwas über 200.000 Perso-
nen betroffen, also nur die 
vermögendsten 0,24 % der 
Bevölkerung. Nach Oxfam – 
Schätzungen könnten so in 
Deutschland 93,6 Milliarden 
US-Dollar ( etwa 85,2 Mrd. 
Euro ) generiert werden. 

Für Oxfam besteht auch 
nicht die Gefahr, dass Su-
perreiche ins Ausland ab-
wandern. Bei einer europa-
weiten Vermögenssteuer 
spielt es keine Rolle , ob 
vermögende Personen von 
einem EU-Land in ein ande-
res ziehen, da sie für alle 
EU-Länder gilt. Außerdem 
zeigt sich, dass nur wenige 
Hochvermögende das Land 
verlassen , wenn eine Ver-
mögenssteuer eingeführt 
wird.

Spanien ist hierfür das 
beste Beispiel. Denn seit 

Spanien 2011 eine Vermö-
genssteuer eingeführt hat, 
sind die Zahl der Steuerzah-
ler und die Steuereinnah-
men gestiegen und nicht 
gesunken

Eine progressive europäi-
sche Vermögenssteuer wird 
– ebenso wie eine progres-
sive Erbschaftsteuer – auch 
schon seit Jahren von dem 
französischen Wirtschafts-
wissenschaftler Thomas Pi-
ketty ( Professor an der Pa-
riser Ecole de Èconomie und 
Autor des internationalen 
Bestsellers  „Das Kapital 
im 21. Jahrhundert“ ) ge-
fordert.

D i ese n  Fo rde r u n g e n 
schließt sich der Ortver-
band der Lüdenscheider 
Partei „ die Linke“  in vol-
lem Umfang an. 

Darüber hinaus hat „die 
Linke“ noch zahlreiche wei-
tere Vorschläge, welche 
Änderungen vorzunehmen 
sind, um für mehr Steuerge-
rechtigkeit zu sorgen. Hier-
zu werden an anderer Stelle 
konkrete und detaillierte Er-
läuterungen erfolgen.

Kommentar zum 
Rechtsruck

Otto Ersching

Es ist unglaublich, was in letzter Zeit passiert. 
Die AfD gewinnt in den Umfragewerten. Vie-
le Menschen glauben den verlogenen Pro-

paganda, Hetze und Hass dieser Partei. Parteien, 
die sich demokratisch nennen, wie die CDU, stel-
len sich nicht gegen die verlogenen Hetzreden 
der AfD, sondern übernehmen in erschreckender 
Weise die unerträgliche Polemik gegen Geflüch-
tete. Es wird von „kleinen Paschas“ gesprochen, 
davon, dass Bürgergeld dazu führe, dass Arbeit 
sich nicht mehr lohnen würde. Menschen im Bür-
gergeldbezug werden wieder mit 100%-Sanktio-
nen bedroht. Die aktuelle Entscheidung über die 
Verschärfung des Asylrechts ist ein weiterer An-
griff auf das grundgesetzlich verbriefte Recht auf 
politisches Asyl. Die zunehmende soziale Unsi-
cherheit, die Vernichtung oder Verlagerung in Bil-
liglohnländer, die Preissteigerungen bei Energie 
und Lebensmitteln, die den Lebensstandard der 
arbeitenden Menschen senken und die Zunahme 
der  Armut - das ist der Nährboden für das Er-
starken der AfD.

Das ist das Ergebnis der kaputten Politik, die nicht 
für die Menschen gemacht wird, sondern für Kon-
zerne und Banken, für Aktionäre, für Reiche und 
Superreiche. Es bewahrheitet sich wieder – nach 
der Weimarer Republik – vom Kapitalismus zum 
Faschismus ist es nicht weit.

Das Potsdamer Treffen im November letzten Jah-
res von Faschisten, AfD und Mitgliedern der CDU 
über Ausweisungen von Menschen mit Migrations-
hintergrund sowie Deutschen, die sich für Geflüch-
tete einsetzen, hat dazu geführt, dass bundesweit 
Millionen Menschen auf die Straße gegangen sind, 
auch in Lüdenscheid Alle im Rat vertretenen Par-
teien haben verbal diese Veranstaltungen unter-
stützt. Das reicht aber nicht. Notwendig ist viel-
mehr, eine Politik für mehr soziale Gerechtigkeit. 
Ausreichende Finanzen für Infrastruktur, Umwelt 
und Klimaschutz, Bildung und Gesundheit. Nur so 
wird der Nährboden für die Ausbreitung des fa-
schistischen Einflusses entsorgt.

Spitzenkandidat*innen der Partei DIE LINKE zur 
Europawahl am 09. Juni 2024

Martin Schirdewan
Zunehmende Ungleichheit und 

Armut sind die Folgen neoliberaler 
Politik der letzten Jahre. Das spal-
tet die Gesellschaft und gefährdet 
unsere Demokratie. Es braucht jetzt 
ein Umsteuern, eine Zeitenwende 
für Gerechtigkeit. Wer Europa will, 
muss es Reichen und Konzernen 
nehmen.

Martin Schirdewan streitet für ei-
nen radikalen Politikwechsel: für 
massive öffentliche Investitionen 
statt Kürzungspolitik, für armuts-
feste Löhne und für mehr demokra-
tische Mitbestimmung europaweit. 
Er will einen Klimaschutz, der den 
nötigen Umbau unserer Wirtschaft 
mit sozialer Sicherheit und einer 
aktiven Industriepolitik schafft. Und 
eine unabhängige Friedensunion, 
die nicht auf Aufrüstung, sondern 
auf Diplomatie und Verhandlungen 
setzt, und in der Menschenrechte 
für alle gelten.

Seit 2019 ist Martin Schirdewan 
Ko-Vorsitzender der Fraktion THE 
LEFT im Europäischen Parlament 
und setzt sich für eine EU ein, die 
endlich den Menschen in den Mit-
telpunkt ihrer Politik rückt. Dar-
an möchte er als Spitzenkandidat 
für DIE LINKE anknüpfen und den 
Menschen Gehör verschaffen, die 
keine Lobby haben.

Carola Rackete
Die Klimakrise ist eine Heraus-

forderung ungekannten Ausma-
ßes. Verursacht wurde sie durch 
die Konkurrenz und Profitgier der 
fossilen Konzerne, die auch heute 
mit Millionen die Politik beeinflus-
sen. Wir wollen die Verursacher 
zur Verantwortung ziehen und Ent-
scheidungen für das Gemeinwohl 
treffen.

Für die Industrie bedeutet das, 
fossile Konzerne zu vergesell-
schaften und gute, zukunftsfähi-
ge Arbeitsplätze zu schaffen. In der 
Landwirtschaft geht es darum, die 
Spekulation mit Böden und Essen 
zu stoppen, Bauern ein gutes Aus-
kommen zu sichern und alle Men-
schen mit gesunden, bezahlbaren 
Lebensmitteln zu versorgen. 

Deutschland hat historisch den 
vierthöchsten Treibhaus-
gas-Ausstoß der Welt. 
Als Spitzenkandidatin 
für DIE LINKE kämpfe 
ich deshalb auch für einen 
Schuldenerlass für den glo-
balen Süden – sowie sichere 
Perspektiven für Menschen, die 
durch die Klimakrise zur Flucht 
gezwungen sind.

Özlem Alev Demirel
Für gute Löhne und Arbeitsbedin-

gungen, soziale europäische Min-
deststandards, eine konsequente 
Friedenspolitik und gegen den Aus-
bau der EU zu einer Militärunion 
setzt Özlem Demirel sich seit ihrer 
Wahl ins Europäische Parlament 
2019 unermüdlich ein.

Immer wieder macht sie zudem 
auf die durch FRONTEX betriebene 
Militarisierung der Außengrenzen 
und die damit verbundene Verlet-
zung der Menschenrechte Geflüch-
teter aufmerksam.

Gerhard Trabert
Armut macht krank und Krank-

heit macht arm. Seit Jahrzehnten 
ist es Gerhard Traberts wichtigs-
tes Anliegen, diesen Missstand in 
die Öffentlichkeit zu tragen 

Schon seine Kindheit war mit der 
Erkenntnis verbunden, dass es an-
deren Kindern deutlich schlechter 
ging als ihm.Gerhard Trabert absol-
vierte ein Medizinstudium, das ihm 
durch ein Promotionsstipendium 
ermöglicht wurde. Nach mehreren 
Jahren Berufserfahrung gründete 
Gerhard Trabert 1997 den Verein 
Armut und Gesundheit in Deutsch-
land e.V. und ist seit dem 1. Vorsit-
zender. Trabert war Initiator der 

Arbeitsgruppe „Armut und Ge-
sundheit“ im Bundesgesund-

heitsministerium. Außerdem 
gründete er 2003 den Ver-

ein „Flüsterpost“ zur Un-
terstützung von Kindern 
an Krebs erkrankter El-

tern. Die „Ambulanz ohne 
Grenzen“, eine Poliklinik für nicht 

krankenversicherte Menschen wur-
de 2013 von ihm ins Leben gerufen.

Von 2005 bis 2013 war Gerhard 
Trabert europäischer Delegierter 
der Nationalen Armutskonferenz 
und Leiter der AG „Armut und Ge-
sundheit“.

Kinderarmut 
bleibt – 

Einkommensstarke 
werden bevorzugt

In Deutschland lebt fast jedes vierte Kind in Ar-
mut. Im Koalitionsvertrag haben die Regieren-
den sich darauf geeinigt, eine Kindergrundsi-

cherung einzuführen. Sie wird kommen, ab 2025.
Allerdings führt die Kindergrundsicherung nicht 

dazu, dass Kinderarmut bekämpft wird. Der Sta-
tus Quo bleibt erhalten. Einzig, dass Antragsver-
fahren wird vereinfacht, Leistungen gebündelt.

Der Finanzminister Lindner geht sogar noch einen 
Schritt weiter: Der Kinderfreibetrag soll rückwir-
kend noch in diesem Jahr angehoben werden. Al-
lerdings werden damit nicht alle Familien entlastet, 
sondern nur die, die ein sehr hohes Einkommen 
haben. Denn, sie bekommen über den Freibetrag 
mehr, als dass Kindergeld ausmachen würden.

Das ist nichts anderes als eine weitere Umver-
teilung von unten nach oben!

Um auch in der Bekämpfung der Kinderarmut 
voranzukommen, muss das Kindergeld auf die 
Höhe des Kinderfreibetrages angehoben werden 
– 354,-- €. Damit würde ein Ausgleich geschaf-
fen, der zumindest Gerechtigkeit in der Entlas-
tung von Familien verspricht. Weitere Leistungen 
müssen weiterhin Einkommensabhängig gezahlt 
werden, gebündelt, wie die Kindergrundsiche-
rung es vorsieht.

Das Vorhaben von Lisa Paus, dafür 12 Mrd. € 
einzusetzen, war schon zu niedrig angesetzt. Die 
Vereinbarung von 6 Mrd. € ist dagegen nur der 
Hohn. Benötigt werden 25 Mrd. €. Das benötigte 
Geld muss man sich holen, durch eine Umvertei-
lung von oben nach unten!
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Reiche drastisch 
besteuern – 

anders geht es 
nicht

Die Politik der Ampel Regierung in Berlin wird 
für Arbeiter und Angestellte, für Rentner 
und Bezieher von staatlichen Sozialleis-

tungen zum Albtraum. Allen Versprechungen des 
Bundeskanzlers zum Trotz werden wieder einmal 
die kleinen Leute die anbahnende Wirtschaftskri-
se ausbaden müssen. Nach dem Karlsruher Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes zur Schulden-
bremse, die massive Aufrüstung der Bundeswehr, 
den Wirtschaftskrieg gegen Russland, die Befeue-
rung des Ukraine Krieges mit Waffen und Milliar-
denbeträgen wird, über kurz oder lang die Rech-
nung präsentiert.

Am Ende des Jahres knallten an der Frankfurter 
Börse die Sektkorken. Die Profite der Konzerne 
konnte trotz aller Krisen enorm gesteigert werden. 
Vorneweg die Rüstungsschmieden wie Rheinmetall. 

Grund genug, diese Spitzenverdiener steuer-
lich zur Kasse zu bitten. Die steuerlichen Inst-
rumente könnten dafür geschaffen werden: 
Übergewinnsteuer, Wiedereinführung der Ver-
mögenssteuer, Erhöhung des Spitzensteuersatzes 
wie zu Kanzler Kohls Zeiten wäre möglich. Um-
weltschädliche Subventionen könnten abgebaut 
und z. B. das Dienstwagenprivileg abgeschafft 
werden - wenn der politische Wille dafür da wäre.  
Ist er aber nicht.

Vielmehr sollen die Unternehmen weiter steuerlich 
entlastet werden. Wenn Unternehmer wie Kostal, 
um noch mehr Profit zu machen, die Produktion 
ins billigere Ausland verlagert und im Märkischen 
Kreis hunderte von Arbeitsplätzen vernichtet, dann 
rührt sich kein Protest.

Herr Merz von der CDU will lieber die Ärmsten 
der Armen belasten. Seiner Meinung nach soll das 
sogenannte Bürgergeld (besser unter Hartz IV be-
kannt) nicht erhöht werden. Sie können ja zur Ta-
fel gehen und wenn sie Glück haben, abgelaufene 
Lebensmittel im Empfang nehmen.

Rechtsruck in Deutschland aufhalten

Multiple Krisen er-
schüttern seit Mit-
te 2019 die Welt 

und vor allem Deutsch-
land. Zuerst die Corona-
Krise, danach der Ukraine-
Krieg verursachten massive 
Preissteigerungen, vor al-
lem bei Lebensmittel und 
Energie. Die Geldbörse der 
Menschen wird dünner. Vor 
allem die Menschen mit ei-
nem geringen Einkommen 
merken das besonders 
deutlich, viele wissen nicht 
mehr ein und aus, keine Ah-
nung, wie es weitergehen 
kann.

Die rechtsextremistische 
Partei AfD nimmt die Krise 
auf, um ihren spalterischen 
Populismus zu verbreiten. 
Ihre Umfragewerte schnel-
len in die Höhe. Sie liefern 
allerdings keine Lösungen, 
sondern treten gegen Men- schen mit Migrationshinter- grund und Menschen, die 

an der Armutsgrenze oder 
in Armut leben, eben denen, 
die unter der Krise beson-
ders zu leiden haben.

Zwei zusätzliche Ereig-
nisse befeuern nun den 
Populismus: Die dringend 
notwendige Erhöhung des 
Bürger- und Sozialgeldes 
und die Haushaltskrise. 
Seitdem wettert nicht nur 
die AfD gegen die finanzi-
ell schwachen Menschen. 
Selbst die CDU und FDP 
reihen sich in das spalteri-
sche Geschrei ein: „Arbeiten 
lohne sich nicht mehr“, so 
der Tenor aus deren Reihen. 
Damit schließen sie sich der 
Spaltungspartei AfD an. 
Eine sogenannte Brandbau-
er bröckelt und fällt.

Selbst die SPD ist auf mas-
siven Rechtskurs. So befür-
wortet sie eine Flüchtlings-
abwehr und Arbeitsminister 

Heil will inzwischen noch 
mehr Leid unter den Armen 
streuen – 100%-Sanktio-
nen beim Bürgergeld sind 
auch für ihn kein Tabuthe-
ma mehr. Der Sozialabbau 
nimmt mit großen Schritten 
Fahrt auf.

Alle im Bundestag vertre-
tenen Parteien, bis auf DIE 
LINKE, wandern immer wei-
ter nach Rechts anstatt die 
Krisengewinner – Rüstungs-
konzerne, Energiekonzerne 
und Lebensmittelkonzerne 
– endlich zur Kasse zu bit-
ten. Man kann keine Wahlen 
gewinnen, wenn man der 
rechtsextremistischen Par-
tei AfD hinterherläuft.

DIE LINKE ist die einzige 
antifaschistische Partei, 
die im Bundestag vertre-
ten ist.

Klima und Ungleichheit: Die doppelte Krise
Trotz des Pariser Klimaabkommens, die eine Begrenzung der Erd-
erwärmung auf deutlich unter 2°C, möglichst auf 1,5°C, begrenzt, 
steuert die Welt ungebremst auf eine Klimakatastrophe zu. Vor al-
lem im globalen Süden sind die Auswirkungen jetzt schon massiv 
und kosten Menschenleben. Aber auch in den wirtschaftlich privi-
legierten Ländern macht die Klimakatastrophe bemerkbar – Dauer-
regen, Dürresommer, sintflutartige Überschwemmungen.

Dennoch verbren-
nen wir weiterhin 
Unmengen fossiler 

Brennstoffe, betreiben in-
dustrielle Landwirtschaft 
und brennen Wälder ab. Das 
verursacht weiterhin große 
Mengen an Treibhausgasen, 
die die Atmosphäre aufhei-
zen. Derzeit bewegen wir 
uns auf ein plus von 2,7°C 
zum Ende des Jahrhunderts 
zu. Fast kein Land ist be-
reit, zum globalen Klima-
schutz beizutragen – auch 
Deutschland nicht.

Hauptverantwortlich sind 
die Industrieländer, reiche 
und superreiche Einzelper-
sonen durch extremen Kon-
sum und klimaschädliche 
Investitionen sowie die fos-
silen Konzerne, die an ihrem 
zerstörerischen Geschäfts-
modell festhalten. Men-
schen in Armut und Län-
der des globalen Südens 
sind von der Klimakrise am 
meisten betroffen. Gleich-
zeitig haben sie aber kaum 
oder dazu beigetragen.

Die Klimafrage und die 
soziale Frage sind kei-
ne voneinander getrennte 
Themen, sondern eng mit-
einander verwoben. Extre-
me Ungleichheit und die Kli-
makrise verschärfen sich 
gegenseitig und müssen 
deshalb gemeinsam ange-
gangen werden.

Die Betrachtung des CO2-
Ausstosses nach Einkom-
men und Wohlstand zeigt 

ein extremes Bild, sagt sie 
doch viel über bestehen-
de Ungleichheiten auch in-
nerhalb von Landesgrenzen 
aus. Je reicher die Men-
schen, desto mehr Emissi-
onen haben sie durch häu-
figere Flugreisen, größere 
Wohnungen und insgesamt 
höheren Konsum zu verant-
worten.

Laut der Oxfam-Studie 
„Klima der Ungleichheit“ 
sind das reichste 1% der 
Weltbevölkerung für 16% 
der weltweiten CO2-Emis-
sionen verantwortlich, so-
viel wie ärmeren die 2/3 der 
Weltbevölkerung (ca. 5 Mill. 
Menschen). In Deutschland 
ist das reichste 1% für 8% 
der Emissionen und die 
reichsten 10% für 28% ver-
antwortlich, mehr als die är-
mere Hälfte der Bevölke-
rung in Deutschland (27%).

Einen besonders klima-
schädlichen Lebensstil pfle-
gen die Superreichen. Jeder 

der 20 in der Öffentlichkeit 
bekannten Millardär*innen 
verursacht durchschnittlich 
über 8.000 Tonnen CO2 pro 
Jahr – das 800fache des 
Durchschnittes eines Men-
schen in Deutschland. Die 
wirtschaftlichen Investitio-
nen der Reichsten 125 Men-
schen verursachen jedes 
Jahr Emissionen von drei 
Mio. Tonnen CO2. Nur ein 
einziger der hier betrachte-
ten Milliardär*innen inves-
tierte in ein Unternehmen 
für erneuerbare Energien.

Nur eine radikale Verrin-
gerung der Ungleichheit, 
transformativer Kl ima-
schutz und eine grund-
legende Neuausrichtung 
unserer gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Ziele 
können unseren Planeten 
noch retten und gleichzei-
tig das Wohlergehen aller 
Menschen frei von Armut 
sicherstellen. Dafür braucht 
es visionäres Denken und 

politischen Willen und die 
breite öffentliche Unterstüt-
zung. Insbesondere müssen 
die Bedürfnisse der Mehr-
heit über die Profite weniger 
Konzerne und ihrer Eigentü-
mer*innen gestellt werden. 
Wichtig ist, weitere Belas-

tungen für Menschen mit 
geringem Einkommen zu 
vermeiden und vielmehr 
die Reichen und Superrei-
chen in die Pflicht zu neh-
men, auch finanziell.

91% der Deutschen be-
fürworten prinzipiell einen 
umwelt- und klimafreundli-
chen Umbau der Wirtschaft. 
75% befürchten aber, die 
sich dadurch die Schere 
zwischen Arm und Reich 
vergrößert und 39% haben 
Angst vor dem sozialen Ab-
stieg. Politik in Deutschland 
muss die Ungleichheiten in 
den Fokus nehmen und Kli-
ma- und Verteilungspolitik 
konsequent miteinander an-
gehen.

Der Umbau der Energie-
versorgung hin zu Erneuer-
baren muss schnell und um-
fassend und vor allem fair 
gestaltet sein. Der Umbau 
wird sich auf wirtschaftli-
cher, sozialer und ökologi-

scher Ebene vorteilhaft aus-
wirken.

Reiche und Superreiche 
und die klimaschädliche In-
dustrie stehen in der Pflicht, 
ihre immensen Emissionen 
drastisch zu reduzieren. Sie 
müssen z.B. nicht ständig 
fliegen, brauchen keine Pri-
vatjets, keine Jachten und 
keine Luxusvillen. Sie brau-
chen auch keine Garagen 
voller spritfressender Autos. 
Niemand ist gezwungen, in 
die klimaschädliche Indus-
trie zu investieren – Geld, 
das schnell in die erneu-
erbaren Energien umge-
schichtet werden kann.

Reiche und Superreiche 
sowie Konzerne weltweit 
müssen finanziell in die 
Pflicht genommen werden. 
Die immensen Vermögen 
auf deren Bankkonten wä-
ren mehr als genug, um die 
klimafreundliche Transfor-
mation zu finanzieren. Eine 
höhere Besteuerung dieser 
riesigen Vermögen könnte 
der Allgemeinheit zur Ver-
fügung gestellt werden. Sie 
könnten eine klimafreundli-
che Entwicklung ohne fos-
sile Energien ermöglichen. 
Gleichzeitig kann damit die 
Schere zwischen Arm und 
Reich geschlossen werden.

Einige Forderungen sind:

	◂ Eine einmalige Vermö-
gensabgabe ab 2 Mio. 
EURO Vermögen (ab 5 
Mio. EURO Betriebsver-
mögen)

	◂ Erhebung einer Vermö-
genssteuer ab 1 Mio. 
EURO Vermögen

	◂ Anhebung des Spitzen-
steuersatzes auf 53% 
und ab einer Mio. Jah-
reseinkommen auf 75%
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Friedensutopien
Rosa Luxemburg
Leipziger Volkszeitung 08. Mai 1911

Das Utopische des Stand-
punkts, der eine Friedensära 
und die Rückbildung des Mili-

tarismus in der heutigen Gesellschaft 
erwartet, kommt deutlich darin zum 
Ausdruck, dass er zur Projektema-
cherei Zuflucht nimmt. Es ist typisch 
für utopische Bestrebungen, dass 
sie, um ihre Realisierbarkeit zu be-
weisen, möglichst detaillierte „prak-
tische“ Rezepte aushecken. Dahin 
gehört auch das Projekt der „Ver-
einigten Staaten Europas“ als Basis 
zur Einschränkung des internationa-
len Militarismus.

„Wir unterstützen“, sagte Genos-
se Ledebour in seiner Etatrede im 
Reichstag am 3. April, „alle die Be-
strebungen, die darauf hinauslaufen, 
die fadenscheinigen Vorwände für die 
unaufhörliche Kriegsrüstung zu be-
seitigen. Wir fordern den wirtschaft-
lichen und politischen Zusammen-
schluss der europäischen Staaten. Ich 
bin fest überzeugt: Wenn auch sicher 
in der Zeit des Sozialismus, so kann 
es doch auch schon früher dazu kom-
men, dass wir die Vereinigten Staa-
ten von Europa erleben, wie wir heu-
tigentags den Vereinigten Staaten 
von Amerika im Wettbewerb gegen-
überstehen. Wir stellen wenigstens 
an die kapitalistische Gesellschaft, 
an die kapitalistischen Staatsmänner 
die Forderung, das sie im Interesse 
der kapitalistischen Entwicklung in 
Europa selbst, um Europa später in 
der Weltkonkurrenz nicht vollkommen 
unter den Schlitten kommen zu las-
sen, diesen Zusammenschluss Euro-
pas zu den Vereinigten Staaten von 
Europa vorbereiten.

Und in der Neuen Zeit vom 28. April 
schreibt Genosse Kautsky:

„Und die Verwirklichung solcher 
Verständigungen böte noch keine 
Garantie für eine ständige Fortdau-
er des Friedens, die das Gespenst 
des Krieges für immer bannte. Da-
für gibt es heute nur einen Weg: die 
Vereinigung der Staaten der europäi-
schen Zivilisation in einem Bunde mit 
gemeinsamer Handelspolitik, einem 
Bundesparlament, einer Bundesre-
gierung und einem Bundesheer – die 
Herstellung der Vereinigten Staaten 
von Europa. Gelänge dies, so wäre 
Ungeheures erreicht. Diese Verei-
nigten Staaten besäßen eine solche 
Übermacht, dass sie ohne jeglichen 
Krieg alle andern Nationen, soweit sie 
sich ihnen nicht freiwillig anschlössen, 
dazu zwingen könnten, ihre Armeen 
aufzulösen, ihre Flotten aufzugeben. 
Damit hörte aber auch für die neuen 
Vereinigten Staaten selbst jede Not-
wendigkeit einer Bewaffnung auf. Sie 
könnten nun nicht bloß auf alle wei-
teren Rüstungen, auf das stehende 
Heer, auf die Angriffswaffen zur See 
verzichten, deren Aufgeben wir heu-
te schon fordern, sondern auch auf 
jegliches Mittel der Verteidigung, auf 
das Milizsystem selbst. Damit wäre 
die Ära des ewigen Friedens sicher 
begründet.“

Zunächst muss festgestellt werden, 
dass diese Idee jedenfalls in der Par-
teiagitation ganz neu ist. Weder ent-
hält unser Minimalprogramm auch nur 

eine Erwähnung einer solchen Konst-
ruktion, noch haben sich je unsre Par-
teitage oder internationale Kongresse 
damit befasst, noch ist sie auch nur 
in der Parteiliteratur je ernstlich dis-
kutiert worden. Und es hat gewiss 
sein Missliches, wenn solche ad hoc, 
gewissermaßen aus dem Handgelenk 
geschaffenen Einfälle, die starke Züge 
eines Verlegenheitsprodukts an sich 
tragen, von der Tribüne des Parla-
ments offiziell im Namen der Gesamt-
partei befürwortet werden. Es wer-
den auf diese Weise nicht nur vor den 
bürgerlichen Gegnern, sondern auch 
in sozialistischen Kreisen im Auslan-
de als Gedankenausdruck der deut-
schen Sozialdemokratie Ansichten 
vertreten, die schon, rein formal ge-
nommen, durchaus keinen Anspruch 
darauf erheben können.

So plausibel die Idee der Vereinigten 
Staaten Europas als einer Friedens-
konvention auf den ersten Blick viel-
leicht manchem erscheinen mag, sie 
hat gleichwohl bei näherem Zusehen 
mit der Denkweise und den Stand-
punkten der Sozialdemokratie nicht 
das Geringste zu tun.

Als Anhänger der materialistischen 
Geschichtsauffassung vertraten wir 
bis jetzt immer den Standpunkt, das 
die modernen Staaten als politische 
Gebilde nicht künstliche Produkte ei-
ner schöpferischen Fantasie, wie z. 
B. das Herzogtum Warschau napo-
leonischen Angedenkens, sondern 
historische Produkte der wirtschaftli-
chen Entwicklung sind. Mag das Mo-
ment der dynastischen Interessen 
vom Mittelalter her die Grenzen und 
die Zusammensetzung der heutigen 
Staaten, wie z. B. der österreichisch-
ungarischen Monarchie, noch sosehr 
bestimmend beeinflusst haben, die 
später hinzugetretene kapitalistische 
Entwicklung hat in dem losen Ge-
mengsel von Ländern und Provinzen 
des Staates wirtschaftliche Zusam-
menhänge geschaffen, die gemeinsa-
me Klassenherrschaft der Bourgeoi-
sie hat den politischen Reifen um das 
Ganze gelegt. Die Vereinigten Staaten 
von Amerika sind in ihrer jetzigen Ge-
stalt als enormes Wirtschaftsgebiet 
und politische Macht gleichfalls das 
Produkt eines Jahrhunderts kapita-
listischer Entwicklung innerhalb ge-
meinsamer Staatsgrenzen.

Welche wirtschaftliche Grundlage 
liegt aber der Idee einer europäischen 
Staatenföderation zugrunde? Europa 

ist wohl ein geografischer und in ge-
wissen Grenzen ein kulturhistorischer 
Begriff. Die Vorstellung jedoch von 
Europa als einem Wirtschaftsgan-
zen widerspricht zweifach der kapi-
talistischen Entwicklung. Einerseits 
bestehen innerhalb Europas unter 
den kapitalistischen Staaten – und 
solange diese existieren – die hef-
tigsten Konkurrenzkämpfe und Ge-
gensätze, anderseits kommen die 
europäischen Staaten wirtschaftlich 
ohne die außereuropäischen Länder 
gar nicht mehr aus. Als Lieferanten 
der Lebensmittel, Rohstoffe und Fa-
brikate wie als Abnehmer derselben 
sind die übrigen Weltteile mit Euro-
pa tausendfältig verknüpft. Bei dem 
heutigen Entwicklungsstadium des 
Weltmarkts und der Weltwirtschaft 
ist der Begriff von Europa als einem 

gesonderten Wirtschaftsganzen ein 
lebloses Hirngespinst. Europa bildet 
ebenso wenig ein in sich zusammen-
hängendes besonderes Ganzes in-
nerhalb der Weltwirtschaft wie Asien 
oder Amerika.

Ist die Idee des europäischen Zu-
sammenschlusses wirtschaftlich 
längst überholt, so nicht minder po-
litisch. Sie ist im Grunde genommen 
nur ein demokratisch aufgeputzter 
Abklatsch der Idee vom Konzert der 
europäischen Mächte, das als der be-
wegende Mittelpunkt, als die Zentral-
sonne des politischen Weltalls die Ge-
schicke entschied. Die Zeiten aber, wo 
der Schwerpunkt der politischen Ent-
wicklung und die Kristallisationsachse 
der kapitalistischen Gegensätze auf 
dem europäischen Kontinent lagen, 
sind längst vorbei. Zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts und traditionell noch 
bis zur Märzrevolution lag der Mit-
telpunkt der internationalen Politik in 
dem Gebiet des aufgeteilten Polens, 
an der deutsch-russisch-österreichi-
schen Grenze. In den Fünfzigerjahren 
verschob er sich an den Bosporus. 
Die Siebzigerjahre schufen mit dem 
Deutsch-Französischen Krieg einen 
neuen Schwerpunkt, um den sich der 
Zweibund und der Dreibund als die 
Pfeiler des europäischen Gleichge-
wichts gruppiert haben. Damals hätte 
die Utopie der europäischen Födera-
tion wenigstens einen historischen 
Sinn gehabt. Mit den Achtzigerjahren 
begann aber eine ganz neue Ära der 
internationalen Politik – es setzten 
die Kolonialeroberungen mit erneu-
ter Wucht ein, denen in den neunzi-
ger Jahren der allgemeine Wettlauf 
der Weltpolitik um überseeische Ein-
fluss Sphären, in dem letzten Jahr-
zehnt das allgemeine Erwachen des 
Orients folgte. Heute ist Europa nur 
ein Glied in der wirren Kette interna-
tionaler Zusammenhänge und Gegen-
sätze. Und was das Entscheidende: 
Die europäischen Gegensätze selbst 
spielen jetzt gar nicht mehr auf dem 
europäischen Kontinent, sondern in 
sämtlichen Weltteilen und Ozeanen.

Nur wenn man plötzlich all diese Vor-
gänge und Verschiebungen aus den 
Augen verliert und sich in die seligen 
Zeiten des europäischen Konzerts zu-
rückversetzt, kann man z. B. davon 
reden, dass wir seit 40 Jahren einen 
ununterbrochenen Frieden haben. 
Dieser Standpunkt, für den nur die 
Vorgänge auf dem europäischen Kon-

tinent existieren, bemerkt gar nicht, 
dass wir gerade deshalb seit Jahr-
zehnten keinen Krieg in Europa haben, 
weil die internationalen Gegensätze 
über die engen Schranken des euro-
päischen Kontinents ins ungemesse-
ne hinausgewachsen sind, weil euro-
päische Fragen und Interessen jetzt 
auf dem Weltmeer und nicht in dem 
europäischen Krähwinkel ausgefoch-
ten werden.

Die „Vereinigten Staaten Europas“ 
sind also eine Idee, die sowohl wirt-
schaftlich wie politisch dem Gang der 
Entwicklung direkt zuwiderläuft, von 
den Vorgängen des letzten Viertel-
jahrhunderts gar keine Notiz nimmt.

Das eine mit der Entwicklungsten-
denz so wenig übereinstimmende 
Idee trotz aller radikalen Allüren im 
Grunde genommen keine fortschritt-
liche Losung abgeben kann, bewahr-
heitet sich auch an dem Einfall der 
„Vereinigten Staaten Europas“. Nicht 
von sozialdemokratischen Parteien, 
sondern von bürgerlicher Seite ist bis 
jetzt von Zeit zu Zeit die Idee eines 
europäischen Zusammenschlusses 
aufgeworfen worden. Dies geschah 
aber jedes Mal mit deutlicher reak-
tionärer Tendenz. Es war z. B. der 
bekannte Sozialistenfeind Prof. Ju-
lius Wolf, der die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft propagierte. Sie 
bedeutete aber nichts andres als eine 
Zollgemeinschaft zum handelspoliti-
schen Kriege gegen die Vereinigten 
Staaten von Amerika und ist auch so 
von sozialdemokratischer Seite auf-
genommen und kritisiert worden. Und 
jedes Mal, wo bürgerliche Politiker die 
Idee des Europäertums, des Zusam-
menschlusses europäischer Staaten 
auf den Schild erhoben, da war es mit 
einer offenen oder stillschweigenden 
Spitze gegen die „gelbe Gefahr“, ge-
gen den „schwarzen Weltteil“, gegen 
die „minderwertigen Rassen“, kurz, es 
war stets eine imperialistische Miss-
geburt.

Und wenn wir als Sozialdemokra-
ten jetzt versuchen sollten, diesen 
alten Schlauch mit neuem, schein-
bar revolutionärem Wein zu füllen, 
so muss man sagen, dass die Kon-
sequenz jedenfalls nicht auf unsrer, 
sondern auf bürgerlicher Seite wäre. 
Die Dinge haben eben ihre eigene, 
objektive Logik. Und die Losung des 
europäischen Zusammenschlusses 
kann objektiv innerhalb der kapitalis-
tischen Gesellschaft nur wirtschaft-
lich einen Zollkrieg mit Amerika und 
politisch einen kolonialpatriotischen 
Rassenkampf bedeuten. Der China-
feldzug der vereinigten europäischen 
Regimenter mit dem Weltfeldmar-
schall Waldersee an der Spitze und 
dem Hunnenevangelium als Panier 
– das ist der wirkliche und fantasti-
sche, der einzig mögliche Ausdruck 
der „europäischen Staatenföderation“ 
in der heutigen Gesellschaft.

Aber sind wir überhaupt noch mit 
den „Vereinigten Staaten Europas“ 
in der kapitalistischen Welt?

Das ist das Schwierige an der Sa-
che. Einerseits handelt es sich um 
eine Staatenföderation „mit gemein-
samer Handelspolitik, einem Bundes-
parlament, einer Bundesregierung 
und einem Bundesheer“, also wohl 
um eine bürgerliche Schöpfung. Und 

Genosse Ledebour verlangt auch aus-
drücklich von den Staatsmännern der 
heutigen Periode, dass sie im wohl-
verstandenen Interesse des Kapitalis-
mus selbst diesen Zusammenschluss 
Europas vorbereiten. Anderseits aber, 
wenn wir nach den Verwirklichungs-
möglichkeiten dieses Projekts fra-
gen, sagt uns Genosse Kautsky, der 
einzige Weg dazu wäre – eine eu-
ropäische Revolution. Nun ist, wie 
allgemein bekannt, heutzutage das 
Proletariat unter der Führung der So-
zialdemokratie die einzige Klasse, die 
eine Revolution machen könnte. Die 
Verwirklichung der „Vereinigten Staa-
ten Europas“, die als ein praktischer 
Weg zur Einschränkung des heutigen 
Militarismus vorgeschlagen werden, 
soll also einzig und allein durch den 
Sieg des revolutionären Proletariats, 
also nach der sozialen Revolution erst 
ermöglicht werden! Man weiß nicht, 
was an dieser Vorstellung mehr zu 
bewundern ist: die Herrschaft des 
sozialistischen Proletariats mit einer 
Bundesregierung und einem „Bun-
desheer“ oder die Aufforderung an 
die Staatsmänner der heutigen Perio-
de, sie sollen „im wohlverstandenen 
Interesse des Kapitalismus selbst“ 
– die soziale Revolution vorbereiten.

Verrät somit die Idee des europäi-
schen Staatenbundes selbst ihre uto-
pische Natur durch dieses unsichere 
Schwanken zwischen der kapitalisti-
schen und der sozialistischen Welt, 
so ist sie anderseits auch ganz un-
brauchbar als Agitationslosung, zur 
konkreteren Vorstellung über die 
Grundlagen der proletarischen Poli-
tik. Die Idee der europäischen Kultur-
gemeinschaft ist der Gedankenwelt 
des klassenbewussten Proletariats 
völlig fremd. Nicht die europäische 
Solidarität, sondern die internatio-
nale Solidarität, die sämtliche Welt-
teile, Rassen und Völker umfasst, ist 
der Grundpfeiler des Sozialismus im 
Marxschen Sinne. Jede Teilsolidarität 
aber ist nicht eine Stufe zur Verwirk-
lichung der echten Internationalität, 
sondern ihr Gegensatz, ihr Feind, eine 
Zweideutigkeit, unter der der Pferde-
fuß des nationalen Antagonismus her-
vorguckt. Ebenso wie wir stets den 
Pangermanismus, den Panslawismus, 
den Panamerikanismus als reaktionä-
re Ideen bekämpfen, ebenso haben 
wir mit der Idee des Paneuropäer-
tums nicht das Geringste zu schaffen.

Unsre Agitatoren werden also wohl-
tun, bei der bevorstehenden Wahl-
kampagne von der so unverhofft und 
plötzlich hineingeworfenen Losung 
der „Vereinigten Staaten Europas“ 
keinen weiteren Gebrauch zu ma-
chen. Sie ist nur geeignet, die kla-
ren Richtlinien unsrer internationa-
len Politik und unsrer revolutionären 
Friedenspropaganda zu trüben und 
zu verwässern. Wir brauchen aber 
auch wahrhaftig solche neuen Ein-
fälle nicht. Unsre bisherige Auffas-
sung hat uns bis jetzt gute Dienste 
geleistet, sie hat uns das Ansehen bei 
den Gegnern und das Vertrauen von 
Millionen erworben. Wir haben keinen 
Grund, sie durch gewagte neue „Er-
läuterungen“ zu vernichten.

„Das Wort sie sollen lassen stahn.“

Rosa Luxemburg 05.03.1871 - 15.01.1919


